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walt zugelassen. Er berät zahlreiche EEG-
Projektierungsunternehmen vornehmlich in 
Fragen des Öffentliches Bau- und 
Planungsrechts, des Raumordnungsrechts 
und des besonderen Verwaltungsrechts. 

2



3

Die drei Säulen unserer Tätigkeit

Planungs- und 

Genehmigungs-

recht

Regional- und 

Bauleitpläne 

Naturschutz 

Genehmigungs-

verfahren 

Verwaltungs-

prozesse

Vertrags- und 

Immobilienrecht

Energierecht

Nutzungsverträge / 

Dingliche 

Sicherung

Hersteller- und 

sonstige 

Spezialverträge 

Energierecht

Zivilprozesse

Transaktionen 

Strukturierungen

SPAs

Projektkaufver-träge

GU- und GÜ-

Verträge 

Kooperationen

Due Diligences 

Gesellschafts-

strukturierungen
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➢ Windenergiegebiete (§ 2 Nr. 1 WindBG)

• Vorranggebiete und Sonderbauflächen und Sondergebiete in FNP und B-Plänen

• Eignungs- und Vorbehaltsgebiete in Plänen, die bis zum 1.2.2024 in Kraft treten

➢ Verpflichtung für die Bundesländer gemäß Anlage 1 Flächen für die Windenergie 

auszuweisen (§ 3 Abs. 1 WindBG)

• entweder Ausweisung der Flächen in landesweiten oder regionalen 

Raumordnungsplänen durch die Länder (§ 3 Abs. 2 Nr. 1 WindBG)

• oder Sicherstellung der Ausweisung durch regionale oder kommunale 

Planungsträger durch Festlegung von Teilflächenzielen (§ 3 Abs. 2 Nr. 2 WindBG)

➢ Nachweispflicht bis zum 31. Mai 2024 (§ 3 Abs. 3 WindBG)

• Planaufstellungsbeschlüsse im Fall des § 3 Abs. 2 Nr. 1 WindBG

• Inkraftreten von Landesgesetz oder Raumordnungsplan, der Teilflächenziele 

festlegt 

Ausgangslage: Flächenziele des WindBG 
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Flächenbeitragswerte – Anlage 1 WindBG

Bundesland Spalte 1:

Flächenbeitragswert, der bis

zum 31. Dezember 2027 zu

erreichen ist (Anteil der Lan-

desfläche in Prozent)

Spalte 2:

Flächenbeitragswert, der bis

zum 31. Dezember 2032 zu

erreichen ist (Anteil der Lan-

desfläche in Prozent)

Spalte 3:

Landesflächen 

(in km2)1)

Baden-Württemberg 1,1 1,8 35 747,82

Bayern 1,1 1,8 70 541,57

Berlin 0,25 0,50 891,12

Brandenburg 1,8 2,2 29 654,35

Bremen 0,25 0,50 419,62

Hamburg 0,25 0,50 755,09

Hessen 1,8 2,2 21 115,64

Mecklenburg-Vorpommern 1,4 2,1 23 295,45

Niedersachsen 1,7 2,2 47 709,82

Nordrhein-Westfalen 1,1 1,8 34 112,44

Rheinland-Pfalz 1,4 2,2 19 858,00

Saarland 1,1 1,8 2 571,11

Sachsen 1,3 2,0 18 449,93

Sachsen-Anhalt 1,8 2,2 20 459,12

Schleswig-Holstein 1,3 2,0 15 804,30

Thüringen 1,8 2,2 16 202,39



Ausgangslage: Raumordnungs- und Planungsrecht

➢ Ziel der Raumordnung kann entgegenstehen, § 35 Abs. 3 S. 2 BauGB

➢ Ausschlussplanung kann entgegenstehen, § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB 

➢ In der Regel B-Plan

➢ Raumordnung spielt untergeordnete Rolle

➢ Festsetzungen des B-Plan entscheidend
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§ 9 BauNVO 

Industriegebiete

(1) Industriegebiete dienen ausschließlich der Unterbringung von Gewerbebetrieben,

und zwar vorwiegend solcher Betriebe, die in anderen Baugebieten unzulässig

sind.

(2) Zulässig sind

1. Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe,

2. Tankstellen.

(3) Ausnahmsweise können zugelassen werden

1. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber

und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in

Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind,

2. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

Art der baulichen Nutzung 



OVG Bln.-Brb., Beschluss vom 22.08.2018 - 11 S 10.18

➢ Worum geht es?

• Genehmigung für 2 

WEA in einem 

Industriegebiet

• Regionalplan mit 

Ausschlusswirkung

• Umweltverband rügt 

UVP-Themen, 

Artenschutz 

(Schwarzstorch) und 

Verstoß gegen die 

Raumordnung



➢ Die Entscheidung

• UVP- und Artenschutzthemen führen nicht zum Erfolg

• Ausschlusswirkung des Regionalplan gilt nicht im Innenbereich

• Kein Verstoß gegen § 1 Abs. 4 BauGB, B-Plan ermöglicht primär Industrie

• WEA in Industriegebiet allgemein zulässig

„ Auch wenn die Errichtung von Windenergieanlagen nach der vom Antragsteller

nicht substantiiert bestrittenen Behauptung des Antragsgegners und der

Beigeladenen im Industriegebiet gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO zulässig ist

[…] ermöglicht der Bebauungsplan auch andere nach § 9 BauNVO zulässige

bauliche Nutzungen und ist damit nicht spezifisch darauf ausgerichtet, die

regionalplanerische Entscheidung, wenn sie denn binden würde, zu

konterkarieren..“



OVG Lüneburg, Urteil vom 25.06.2015, 12 LC 230/14

➢ Worum geht es?

• Vorbescheid für eine WEA (800 kW) beantragt

• B-Plan aus dem Jahr 1976

o Industriegebiet

o GRZ 0,7

o Zulässiger Lärmwert von 70 dB(A)

• Fläche seit 45 Jahren nicht für Industrie in Nutzung

• Kläger (Verpflichtungsklage) ist Eigentümer eines Flurstücks im Industriegebiet



➢ Die Entscheidung

• WEA grundsätzlich zulässig

„ Bei einer Windenergieanlage handelt es sich um einen Gewerbebetrieb im

planungsrechtlichen Sinn. […]

Hätte der Normgeber auch in Bezug auf Windenergieanlagen innerhalb von

festgesetzten Baugebieten eine ausschließliche Zulässigkeit in Sondergebieten

beabsichtigt, hätte es nahegelegen, diese jedenfalls seit der intensivierten

Nutzung der Windkraft ebenfalls ausdrücklich zu normieren. Der Umstand, dass

eine entsprechende Regelung für Windenergieanlagen nach wie vor fehlt, spricht

für ihre Zulässigkeit in anderen Bebauungsplangebieten als in einem der

Windkraftnutzung vorbehaltenen Sondergebiet. Als anderes

Bebauungsplangebiet, in dem Windkraftnutzung zulässig sein kann, kommt ein

Industriegebiet in Betracht. […]

grundsätzliche Gebietsunverträglichkeit von Windenergieanlagen […] in

Industriegebieten [..] weder […] dargelegt […] noch dem Senat sonst

ersichtlich.“



➢ Die Entscheidung

• Hier im Einzelfall aber nicht….

• Verstoß gegen das Gebot der Rücksichtnahme, § 15 Abs. 1 BauNVO

• WEA widerspricht Zweckbestimmung der Eigenart des Baugebiets

„ Es ist das Ziel der Stadt, für zur Sicherung vorhandener Arbeitsplätze und zur

Schaffung neuer Arbeitsplätze geeignete Flächen zur Verfügung zu stellen.

[…] Ihre Errichtung schafft unmittelbar im Industriegebiet keine weiteren

Arbeitsplätze, im Gegenteil nimmt sie etwaig ansiedlungswilligen

Unternehmen wegen der einzuhaltenden Abstände weiträumig die

Niederlassungsmöglichkeit. […]

Ungeachtet des vom Kläger angeführten Umstands, dass die in Rede stehenden

Flächen seit mehr als 45 Jahren einer Nutzung durch ein produzierendes

Gewerbe nicht hätten zugeführt werden können, ist der Bebauungsplan nicht

etwa als funktionslos anzusehen.“



➢ Bewertung

• Sehr restriktive Auslegung des § 15 Abs. 1 BauGB

• „WEA schaffen keine Arbeitsplätze“ – fragwürdig

• Gericht liest aus Begründung Selbstverständlichkeit heraus

• In der Projektierung Blick in die Planbegründung notwendig



Zentrale Forderungen zur Veränderungen des Baurechts

➢ „Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energien“ in § 9 Abs. 2 BauNVO 

aufnehmen

➢ Änderung von § 16 BauNVO – Höhenbeschränkungen für EE-Anlagen in 

Bauleitplänen für unzulässig erklären

➢ Änderung des § 31 Abs. 2 Nr. 1 BauGB – Erforderlichkeit von Befreiungen von 

Festsetzungen eines B-Plan
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